
Nachschlagewerk: ja
BGHZ: nein

WoBindG 1965 § 9 Abs. 1

a) Das preisrechtliche Verbot des § 9 Abs. 1 WoBindG 
betrifft nicht eine Vereinbarung, nach welcher der 
Mieter Wiederkehrende Leistungen zu erbringen hat 
(hier: den Mietzins für einen Kraftfahrzeugeinstell­
platz) .

b) Die in einer lange nach Abschluß des Mietvertrages 
über preisgebundenen Wohnraum getroffenen Vereinba­
rung über die vorzeitige Beendigung des Wohnungsmiet­
vertrages übernommene Verpflichtung des Mieters zur 
Erstattung der Aufwendungen, die dem Vermieter durch 
die vorzeitige Vertragsbeendigung entstehen, verstößt 
nicht gegen § 9 Abs. 1 WoBindG.

BGH, Urt. v. 21. Dezember 1977 - VIII ZR 189/76 KG Berlin
LG Berlin
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Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 14. Dezember 1977 durch 
den Vorsitzenden Richter Braxmaier und die Richter Claßen, 
Merz, Treier und Dr. Brunotte

für Recht erkannt:

1. Auf die Rechtsmittel der Klägerin werden 
das Urteil des 8. Zivilsenats des Kammer­
gerichts in Berlin vom 12. Juli 1976 auf­
gehoben und das Teilurteil der Zivilkammer
62 des Landgerichts Berlin vom 22. Oktober 1975 
geändert:

Die Beklagte wird verurteilt, an die Klä­
gerin weitere 1 080 DM und 4 % Zinsen hieraus 
seit 1. April 1974 zu zahlen.

2. Die Beklagte hat die Kosten des Berufungs­
und Revisionsverfahrens zu tragen.

3. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

Von Rechts wegen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law
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https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de
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Tatbestand

Die zur Heinz MBBB-Gruppe gehörende Klägerin ist 
Eigentümerin der Grundstücke BflBBt-KrBHHflfl» WflBBB- 
straße Bl - 0, Meh0m^H fl •  - fl und FrflBBIBMtraße 
flflK-fl^fl, auf denen ein Mietwohnhaus errichtet ist. Die 
Wohnungen sind als steuerbegünstigt anerkannt. Das Land 
Berlin gewährt für sie Annuitätszuschüsse.

Zu dem Haus gehört eine Parkpalette mit mehreren 
Ebenen, auf denen 363 Stellplätze für Kraftfahrzeuge ein­
gerichtet sind. Das Bauaufsichtsamt Kr^fl|^p von BBfliH 
hatte der Klägerin aufgegeben, 182 der Stellplätze den 
Mietern und Besuchern der Anlagen kostenlos zur Verfügung 
zu stellen. Auf Antrag der Klägerin vom 2. März 1973 änderte 
es die Auflage mit Bescheid vom 20. Februar 1974 dahin ab, 
daß das Wort "kostenlos” entfiel. Die Einstellplätze wer­
den durch die zur Heinz M00^-Gruppe gehörende Heinz M B B  
GmbH & Co. Garagenvermietung KG vermietet.

Die Beklagte war im Jahre 1971 bei einer der zur Heinz 
MBIM-Cruppe gehörenden Firmen als Angestellte beschäftigt. 
Mit Vertrag vom 13. November 1971 vermietete die Klägerin 
an sie die 1 1 /2-Zimmerwohnung Nr. 9.6 im Hausteil W B I P -  
Straßefl>ab 15. Februar 1972. Am selben Tage vermietete die 
Heinz M H H  GmbH & Co. Garagenvermietung KG an sie einen 
Einstellplatz (Nr. fll) zu einem monatlichen Mietzins von 
60 DM. Die Beklagte besaß weder damals noch später ein 
Kraftfahrzeug. Diese Mietverträge endeten zum 28. Febru­
ar 1973. Mit Vertrag vom 7. März 1973 vermietete die Klä­
gerin an die Beklagte die 3-Zimmerwohnung Nr. 2.5 im Haus­
teil W000Betraße 0  bis 30. November 1981. Ebenfalls mit 
Vertrag vom 7. März 1973 vermietete die Heinz MBflP GmbH 
& Co. Garagenvermietung KG an die Beklagte einen Einstell­
platz (Nr. H i) zu einem monatlichen Mietzins von 60 DM.
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In § 6 der Wohnungsmietverträge vom 13. November 1971 
und 7. März 1973 ist formularmäßig bestimmt:

"Laut B f l H i  Bauordnung hat der Vermieter 
einen zur Wohnung gehörenden Kraftfahrzeug­
abstellplatz erstellt. Für die Laufzeit des 
Wohnungsmietvertrages wird der Mieter des­
halb gesondert einen entsprechenden Miet­
vertrag über einen Kraftfahrzeugabstellplatz 
in der Tiefgarage, Parkpalette bzw. auf dem 
Hof abschließen, welcher entsprechend der 
für den Wohnungsmietvertrag getroffenen Re­
gelung gekündigt werden kann.”

In den Mietverträgen vom 13. November 1971 und 7. März 1973 
über die Pkw-Einstellplätze heißt es in § 1:

"3. Dieses MietVerhältnis muß so lange be­
stehen wie der zwischen dem Grundstücks­
eigentümer und dem Mieter geschlossene 
Wohnungs-/Geschäftsraum-Mietvertrag. Endet 
dieser Vertrag, so wird zum gleichen Termin 
der hiermit geschlossene Mietvertrag für 
Pkw-Einstellplätze beendet, ohne daß es 
einer besonderen Kündigung bedarf.”

Im Jahre 1973 war die Beklagte mit der Zahlung der Miete 
für die Wohnung teilweise in Rückstand gekommen. Schon im 
Jahre 1972 und dann auch im Jahre 1973 hatte sie die Miete 
für die Einstellplätze mehrere Monate lang nicht gezahlt. 
Ende 1973 bat sie die Klägerin, sie zum 15. Dezember 1973 
aus dem Wohnungsmietvertrag zu entlassen. Die Klägerin 
willigte ein nach Maßgabe der Vereinbarung der Parteien 
vom 10. Dezember 1973. In § 3 dieses Vertrages ist ver­
einbart :

n1. Der Mieter verpflichtet sich, dem Ver­
mieter sämtliche Kosten zu erstatten, 
die im Zusammenhang mit der vorzeiti­
gen Beendigung des Mietverhältnisses 
entstehen.
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2. Dem Vermieter stehen insbesondere folgen- 
• de Ansprüche zu:
a) Verwaltungskosten für die Abnahme und 

Übergabe der Mietwohnung an den Nach­
folger und sonstige mit der Weiterver­
mietung entstehende Aufwendungen. Zur 
Begleichung dieser Forderung wird ein 
Pauschalbetrag in Höhe von DM 300 ver­
einbart .

if

Die Beklagte zog zum 15. Dezember 1973 aus der Wohnung aus. 
Die Klägerin vermietete diese ab Mitte Februar 1974 ander­
weitig.

Mit der Klage hat die Klägerin, der die Heinz MflHB 
GmbH & Co. Garagenvermietung KG die Ansprüche aus der Ver­
mietung der Einstellplätze abgetreten hat, restliche Miete 
für Wohnung und Einstellplätze sowie Auslagen in einer Ge­
samthöhe von 3 694,18 DM sowie die Verwaltungskostenpauscha 
le gemäß der Vereinbarung vom 10. Dezember 1973 geltend ge­
macht. Nach ihrem Vorbringen sollten mit dem Betrag von 
300 DM für Verwaltungskosten die zusätzlichen, außerhalb 
der normalen Mietzeit entstehenden Aufwendungen anläßlich 
des Wohnungswechsels erfaßt werden, nämlich u.a. die Kosten 
für die Abnahme der Wohnung, die Beaufsichtigung der Reno­
vierung, die Neuvermietung, die Umstellung der EDV-Anlage, 
die Herstellung der automatischen Adressierung, das Wegle­
gen und Anlegen von Verwaltungsakten, die Einbeziehung in 
die Auskunft und die Rechnungslegung gegenüber der Eigen­
tümerin .

Das Landgericht hat durch Anerkenntnis-Teilurteil 
die Beklagte zur Zahlung von 1 342,88 DM rückständigem 
Mietzins für die Wohnung nebst Zinsen verurteilt. Durch 
weiteres Teilurteil hat es am 22. Oktober 1975 die Beklagte 
verurteilt, an die Klägerin weitere 1 210,22 DM Mietrück­
stand für die Wohnung nebst Zinsen und die verlangten Aus­
lagen von 2 DM zu zahlen. Mit den Ansprüchen auf Zahlung 
von Mietzins für die Einstellplätze und von Verwaltungs­
kosten hat es die Klägerin mit diesem Urteil abgewiesen.



Durch Schlußurteil, das rechtskräftig geworden ist, hat 
es die Beklagte zur Zahlung des restlichen Mietzinsrück­
standes für die Wohnung von 359,08 DM nebst Zinsen ver­
urteilt und der Klägerin 1/4 und der Beklagten 3/4 der 
Kosten des Rechtsstreits auferlegt. Die Klägerin hat ge­
gen das Teilurteil vom 22. Oktober 1975 Berufung einge­
legt. Im BerufungsVerhandlungstermin war die Beklagte zu­
letzt nicht mehr vertreten. Das Kammergericht hat die 
Berufung zurückgewiesen.

Mit der Revision begehrt die Klägerin die Verurtei­
lung der Beklagten zur Zahlung der rückständigen Miete für 
die Einstellplätze und der Verwaltungskosten. Die Beklagte 
war im Revisionsverfahren anwaltlich nicht vertreten.

Entscheidungsgründe

1. Das Berufungsgericht nimmt an, die Miete für die 
Wohnungen sei nach § 88 b Abs. 2 des Zweiten Wohnungsbau­
gesetzes (2. WoBauG) preisgebunden gewesen. Diese Ansicht, 
die von der Revision nicht angegriffen wird, ist nicht zu 
beanstanden.

a) Nach den Feststellungen des Berufungsgerichts 
sind die Wohnungen als steuerbegünstigt anerkannt und 
sind für sie auf Antrag der Klägerin AufwendungsZuschüsse 
durch das Land Berlin gewährt worden, die nicht als öffent­
liche Mittel im Sinne des 2. WoBauG gelten. Das Berufungs­
gericht hat zwar nicht ausdrücklich festgestellt, daß die 
Klägerin sich für die Dauer der Zweckbestimmung verpflich­
tet habe, die geforderten Wohnungen höchstens zu einem 
Entgelt zu vermieten, das die zur Deckung der laufenden



Aufwendungen erforderliche Miete (Kostenmiete) nicht 
übersteigt. Aus dem Zusammenhang der Entscheidungsgrün­
de ergibt sich aber, daß die Klägerin eine solche Ver­
pflichtung eingegangen ist. Die gesetzliche Folge die­
ser Verpflichtung ist die Bindung der Klägerin an die 
Kostenmiete als höchst zulässige Miete (§ 88 b Abs. 2
2. WoBauG).

b) Der Umstand, daß die Auf wendungsZuschüsse nicht 
aus Bundesmitteln stammen, sondern vom Land Berlin aus 
dessen Vermögen zur Verfügung gestellt wurden, steht der 
Annahme der Mietpreisbindung nach § 88 b Abs. 2 2. WoBauG
nicht entgegen. § 88 2. WoBauG unterscheidet sowohl in
der Fassung des Wohnungsbauänderungsgesetzes 1968 (BGBl 
I 821) wie der des Wohnungsbauänderungsgesetzes 1971 
(BGBl I 1993) nicht zwischen Zuschüssen des Bundes oder 
der Länder. § 88 b 2. WoBauG setzt nicht mehr voraus, 
als daß vom Bauherrn Mittel nach § 88 2. WoBauG in An­
spruch genommen worden sind. Der Gesetzgeber hat eine 
Beschränkung auf Förderungsmaßnahmen des Bundes offen­
sichtlich auch nicht gewollt. Das ergibt sich auch daraus, 
daß er dem Vorschlag des Bundesrates, die Vorschriften der 
§§ 88 a und 88 b 2. WoBauG auf Förderungsmaßnahmen des 
Bundes zu beschränken (Bundesratsdrucks. 158/71 S. 7), 
nicht gefolgt ist.

2. Das Berufungsgericht meint, die Ansprüche auf Zah­
lung von Miete für den am 7. März 1973 an die Beklagte ver­
mieteten Einstellplatz seien nicht zur Entstehung gelangt, 
weil der Mietvertrag über diesen Platz nach der gemäß 
§ 88 b Abs. 2 2. WoBauG in der Fassung des Wohnungsbau­
änderungsgesetzes 1971 anzuwendenden Vorschrift des § 9 
Abs. 1 des Wohnungsbindungsgesetzes 1965 (WoBindG » Art. II 
des Wohnungsbauänderungsgesetzes 1965 vom 24. August 1965,
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BGBl l 945; hier anzuwenden in der Fassung des Gesetzes 
vom 28. Januar 1972 - BGBl I 93) als Koppelungsgeschäft 
im Hinblick darauf unzulässig gewesen sei, daß die Klä­
gerin die Vermietung der Wohnung von dem Abschluß eines 
Mietvertrages über einen Einstellplatz abhängig gemacht 
habe. Da die Klägerin der Beklagten keine Wahl gelassen 
habe, die Wohnung mit oder ohne Einstellplatz zu mieten, 
habe die Beklagte dadurch, daß sie dem Verlangen der Klä­
gerin auf Abschluß des Mietvertrages über den Einstellplatz 
nachgekommen sei, eine einmalige Leistung im Sinne des 
§ 9 WoBindG erbracht.

Diese Ausführungen halten der rechtlichen Nachprüfung 
nicht stand.

a) Allerdings ist nicht zu beanstanden, daß das Be­
rufungsgericht die Auffassung vertreten hat, § 9 WoBindG 
gelte auch für die Mietverträge der Parteien. Das ergibt 
sich aus § 88 b Abs. 2 2. WoBauG.

b) Entgegen der Meinung des Berufungsgerichts steht 
aber § 9 WoBindG der Wirksamkeit des Mietvertrages über 
den Einstellplatz nicht entgegen.

aa) Von der Vorschrift werden nämlich nur Vereinbarun­
gen erfaßt, nach denen der Mieter oder für ihn ein Dritter 
mit Rücksicht auf die Überlassung der Wohnung eine einmalige 
Leistung zu erbringen hat. Verträge, durch die der Mieter 
sich wie hier zu wiederkehrenden Leistungen verpflichtet, 
fallen nicht darunter (vgl. Fischer/Dieskau/Pergande/ 
Schwender, Wohnungsbindungsgesetz § 9 Anm. 2 für die lau­
fenden Schönheitsreparaturen sowie zu § 29 a 1. BMG, dem 
die Vorschrift des § 9 WoBindG nachgebildet ist, Fischer/ 
Dieskau/Pergande/Wormit, Das Bundesmietrecht, 1. BMG
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?<v.-

§ 29 a Anm. 2 und Roquette Bundesmietgesetze 3. Aufl.,
1. BMG § 29 a Rdn. 12). Der Begriff der einmaligen Lei­
stung ist eindeutig. Gemeint sein kann damit nicht, wie 
das Berufungsgericht annimmt, daß der Mieter veranlaßt 
wird, dem Abschluß eines weiteren Schuldverhältnisses 
zuzustimmen, aus dem die Verpflichtung zur Erbringung 
wiederkehrender Leistungen folgt. Wäre das gewollt ge­
wesen, hätte der Gesetzgeber das Tatbestandsmerkmal 
"einmalig” nicht in § 9 Abs. 1 WoBindG aufzunehmen brau­
chen. Es hätte dann genügt, schlechthin Leistungen für 
preisrechtlich unzulässig zu erklären, die aus einer 
Vereinbarung herrühren, die der Mieter mit Rücksicht 
auf den Abschluß eines Wohnungsmietvertrages zu erbrin­
gen hat. § 9 Abs. 1 WoBindG ist deshalb hier nicht anwend­
bar, ohne daß es darauf ankommt, ob diese Vorschrift über­
haupt Verträge erfassen wollte, durch die der Mieter im 
Zusammenhang mit einem Wohnungsmietvertrag einen weiteren 
zusätzlichen Gebrauchsüberlassungsvertrag abschließt.

bb) Daraus, daß in dem durch das Wohnungsbauänderungs­
gesetz 1973 vom 21. Dezember 1973 (BGBl I 1970) eingefügten, 
erst am 1. Januar 1974 in Kraft getretenen und deshalb hier 
nicht anwendbaren Abs. 7 des § 9 WoBindG bestimmt wird, die 
Überlassung eines Stellplatzes sei nicht als unzulässiges 
Koppelungsgeschäft anzusehen, folgt nicht, daß vor dem In­
krafttreten dieser Bestimmung ein mit einem Mietvertrag über 
eine Wohnung gekoppelter Mietvertrag über einen Stellplatz 
imzulässig war. Die Gesetzesmaterialien ergeben, wie das 
Berufungsgericht selbst zutreffend ausführt, hierfür nichts. 
Abs. 7 regelt nach Auffassung des Senats vielmehr erstmals 
die preisrechtliche Unzulässigkeit auch gewisser wieder­
kehrender Leistungen. Deshalb war es sinnvoll, Mietverträge 
über Garagen und Stellplätze auszunehmen.
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cc) Ob sich nicht schon aus § 27 der Neubaumieten­
verordnung 1970 vom 14. Dezember 1970 - BGBl I 1660 (NMVO), 
wonach der Vermieter neben der Wohnungsmiete für die Über­
lassung eines Stellplatzes ein angemessenes Entgelt verlan­
gen kann, die Zulässigkeit des Mietvertrages über den Stell­
platz ergibt, kann deshalb dahingestellt bleiben.

3. Den Mietvertrag vom 13. November 1971 über den Ein­
stellplatz Nr. 249 hält das Berufungsgericht ebenfalls für 
unwirksam. Es führt aus:

Zwar habe bei Abschluß des Vertrages § 88 b 2. WoBauG 
noch nicht in der Fassung des Wohnungsbauänderungsgesetzes 
1971, sondern in der Fassung des Wohnungsbauänderungsge­
setzes 1968 gegolten, die eine Verweisung auf § 9 WoBindG 
nicht enthalten habe. Die Koppelung eines Wohnungsmietver­
trages mit einem Mietvertrag über einen Einstellplatz sei 
aber bereits damals unzulässig gewesen. Das habe sich un­
mittelbar aus dem Sinn und Zweck der Preisbindung ergeben.
Es liege deshalb nur scheinbar eine Gesetzeslücke vor, die 
sonst durch die entsprechende Anwendung des § 29 a Abs. 1 
1. BMG und des § 9 Abs. 1 WoBindG zu schließen wäre.

Auch diese Auffassung des Berufungsgerichts trifft 
nicht zu. Eine Vorschrift, nach der es verboten gewesen 
wäre, den Abschluß eines Mietvertrages über preisgebunde­
nen Wohnraum vom Abschluß eines Mietvertrages über einen 
Kraftfahrzeugabstellplatz abhängig zu machen, bestand auch 
zu jener Zeit nicht. Aus dem Wesen der Preisbindung folgte 
ein solches Verbot damals ebensowenig wie bei Abschluß der 
Verträge vom 7. März 1973.

4. Das Berufungsgericht meint, auch der Anspruch auf 
Zahlung von Verwaltungskosten in Höhe von 300 DM sei nicht
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gerechtfertigt. Der Vertrag über die Verpflichtung zur 
Entrichtung dieses Betrages sei ebenfalls als Vereinba­
rung anzusehen, nach welcher die Beklagte mit Rücksicht 
auf die Überlassung der Wohnung eine einmalige Leistung 
habe erbringen sollen.

Diese Auffassung hält der rechtlichen Nachprüfung 
nicht stand. Da der Mietvertrag über eine Wohnung ein 
DauerschuldVerhältnis ist, erfaßt § 9 Abs. 1 WoBindG 
allerdings, wie das Berufungsgericht richtig ausführt, 
auch Leistungen, die während des Bestehens oder bei Be­
endigung des Mietverhältnisses erbracht werden. Verboten 
sind aber nur Vereinbarungen, nach denen mit Rücksicht 
auf die Überlassung der Wohnung Leistungen zu erbringen 
sind. Die Vereinbarung vom 10. Dezember 1973, in der die 
Beklagte sich zur Zahlung von Verwaltungskosten verpflich­
tet hat, ist aber im Hinblick auf die vorzeitige Beendigung 
des Mietvertrages und lange nach dessen Abschluß getroffen 
worden. Die Beklagte hat sich allerdings bereits in § 5 
des Mietvertrages vom 7. März 1973 zur Zahlung von Ver­
waltungskosten verpflichtet,aber nur für den Fall, daß sie 
mit der Erfüllung ihrer Vertragspflichten im Zeitpunkt der 
Bezugsfreigabe in Verzug geriet. Ob diese Vereinbarung mit 
§ 9 Abs. 1 WoBindG vereinbar ist, kann dahingestellt blei­
ben, weil hier ein Verzug der Beklagten bei Bezugsfreigabe 
nicht in Betracht kommt und die Klägerin ihren Anspruch 
nicht aus dem Mietvertrag, sondern aus der Vereinbarung 
vom 10. Dezember 1973 herleitet.

5. Nach allem konnte das angefochtene Urteil keinen 
Bestand haben.

Auf Antrag der Klägerin war durch Versäumnisurteil 
in der Sache selbst zu entscheiden (§§ 557, 331, 565 
Abs. 3 Nr. 1 ZPO). Das Vorbringen der Klägerin rechtfertigt

-KJ
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nämlich die Ansprüche auf Zahlung der rückständigen Miete 
für die Einstellplätze und auf Entrichtung der Verwaltungs­
kosten. Die Einwendungen der in zweiter und dritter Instanz 
säumigen Beklagten (Mangelhaftigkeit der Einstellplätze und 
Zurückbehaltungsrecht wegen Unterlassung der Vorlage von 
Heiz- und Wasserkostenabrechnungen) durften bei der Ver­
säumnis ent Scheidung nicht berücksichtigt werden (§ 331 
Abs. 2 ZPO). Das Berufungsurteil war deshalb aufzuheben.
Das Teilurteil des Landgerichts vom 22. Oktober 1975 war 
zu ändern. Die Beklagte war zur Zahlung von 1 080 DM 
(780 DM rückständige Miete für die Einstellplätze und 
300 DM Verwaltungskosten) nebst 4 % Zinsen hieraus seit 
1. April 1974 (§§ 284 Abs. 1, 288 Abs. 1 BGB) zu verur­
teilen.

6. Die Kosten des Berufungs- und Revisionsverfahrens 
muß die Beklagte nach § 91 ZPO tragen. Über die Kosten des 
ersten Rechtszuges kann der Senat nicht befinden, weil 
das Schlußurteil des Landgerichts, durch das über die ge­
samten Verfahrenskosten erster Instanz entschieden ist, 
in Rechtskraft erwachsen ist und deshalb vom Revisions­
gericht nicht geändert werden darf (BGHZ 20, 253, 255).
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Der Ausspruch über die vorläufige Vollstreckbarkeit 
des Urteils folgt aus § 708 Nr. 3 ZPO.

Braxmaier Claßen Merz

freier Dr. Brunotte
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